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ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für Umweltfragen, 
öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, folgende Änderungsanträge zu 
berücksichtigen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Bezugsvermerk 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

gestützt auf den Vertrag über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union, 
insbesondere auf Artikel 192 Absatz 1,

gestützt auf den Vertrag über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union, 
insbesondere auf Artikel 192 Absatz 1 und 
Artikel 208,

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Bezugsvermerk 5 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

unter Hinweis auf den Sonderbericht des 
Weltklimarates vom 24. September 2019 
über den Ozean und die Kryosphäre in 
einem sich wandelnden Klima,

Änderungsantrag 3
Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Das Europäische Parlament stellte 
in seiner Entschließung vom 12. Februar 
2019 zur Umsetzung der Richtlinie 
2009/128/EG über die nachhaltige 
Verwendung von Pestiziden fest, dass die 
EU unverzüglich Maßnahmen für den 
Übergang zu einer nachhaltigeren 
Verwendung von Pestiziden41 ergreifen 
muss, und forderte die Kommission darin 

(3) Das Europäische Parlament stellte 
in seiner Entschließung vom 12. Februar 
2019 zur Umsetzung der Richtlinie 
2009/128/EG über die nachhaltige 
Verwendung von Pestiziden fest, dass die 
EU unverzüglich Maßnahmen für den 
Übergang zu einer nachhaltigeren 
Verwendung von Pestiziden41 ergreifen 
muss, auch um gegen eingeführte 
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auf, ein ambitioniertes unionsweites 
verbindliches Ziel für die Verringerung der 
Verwendung von Pestiziden 
vorzuschlagen. In der Entschließung des 
Europäischen Parlaments vom 20. Oktober 
2021 zu einer Strategie „Vom Hof auf den 
Tisch“ – für ein faires, gesundes und 
umweltfreundliches Lebensmittelsystem42 
wurde die Forderung nach verbindlichen 
Reduktionszielen bekräftigt.

landwirtschaftliche Erzeugnisse 
vorzugehen, die mit Pestiziden behandelt 
wurden, die in der Europäischen Union 
verboten sind oder Beschränkungen 
unterliegen, und forderte die Kommission 
darin auf, ein ambitioniertes unionsweites 
verbindliches Ziel für die Verringerung der 
Verwendung von Pestiziden 
vorzuschlagen. In der Entschließung des 
Europäischen Parlaments vom 20. Oktober 
2021 zu einer Strategie „Vom Hof auf den 
Tisch“ – für ein faires, gesundes und 
umweltfreundliches Lebensmittelsystem42 
wurde die Forderung nach verbindlichen 
Reduktionszielen bekräftigt, was die 
Förderung eines landwirtschaftlichen 
Modells beinhaltet, das nicht von 
chemischen Pestiziden abhängig ist und 
die menschliche Gesundheit und Umwelt 
gefährdet.

_________________ _________________
41 P8_TA(2019)0082 vom 12. Februar 
2019.

41 P8_TA(2019)0082 vom 12. Februar 
2019.

42 P9_TA(2021)0425 vom 20. Oktober 
2021.

42 P9_TA(2021)0425 vom 20. Oktober 
2021.

Änderungsantrag 4
Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3a) Drittländer, die Pestizide erhalten, 
haben oft weniger strenge 
Schutzvorschriften und begrenzte 
technische Kapazitäten für den Umgang 
mit gefährlichen Stoffen, was zu einer 
toxischen Exposition ihrer Bevölkerung, 
insbesondere in lokalen Gemeinschaften, 
und ihrer Umwelt führt – mit 
schwerwiegenden Auswirkungen auf die 
menschliche Gesundheit, die Ökosysteme, 
die biologische Vielfalt und die 
Wirtschaft. Diese Umstände sind 
besonders in Ländern mit niedrigem und 
mittlerem Einkommen relevant, die seit 
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Jahrzehnten gefährliche Chemikalien 
und Pestizide aus Ländern mit hohem 
Einkommen erhalten.

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3a) Jahrzehntelange Forschungen 
haben zum Verbot und zur strengen 
Beschränkung einiger hochgefährlicher 
Pestizide geführt. Derzeit gibt es jedoch 
kein internationales rechtsverbindliches 
Übereinkommen zur Regulierung von 
Pestiziden, was bedeutet, dass nur sehr 
wenige gefährliche Stoffe weltweit 
verboten sind. So werden beispielsweise 
gemäß dem Stockholmer Übereinkommen 
über persistente organische Schadstoffe 
nur wenige Pestizide weltweit 
eingeschränkt oder verboten. Andere 
internationale Übereinkommen regeln 
nur bestimmte Aspekte des Handels mit 
Pestiziden. So schreibt beispielsweise das 
Rotterdamer Übereinkommen über das 
Verfahren der vorherigen Zustimmung 
nach Inkenntnissetzung für bestimmte 
gefährliche Chemikalien sowie 
Pflanzenschutz- und 
Schädlingsbekämpfungsmittel im 
internationalen Handel (Rotterdamer 
Übereinkommen) Staaten den Austausch 
von Informationen über die Aus- und 
Einfuhr bestimmter gefährlicher Pestizide 
vor, und das Basler Übereinkommen 
regelt den internationalen Handel mit 
gefährlichen Pestiziden erst, nachdem 
diese zu Abfall geworden sind.

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 3 b (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3b) Viele Staaten haben aufgrund der 
Risiken für die menschliche Gesundheit 
oder die Umwelt nationale Maßnahmen in 
Bezug auf die Verwendung oder den 
Marktzugang bestimmter Pestizide 
ergriffen. Zu den 
Regulierungsmaßnahmen zählen das 
Verbot dieser Stoffe, die Verweigerung 
ihrer Zulassung oder die strenge 
Beschränkung ihrer Verwendung. In 
Frankreich beispielsweise sieht das Gesetz 
vom 30. Oktober 2018 über den Agrar- 
und Lebensmittelsektor in Artikel 83 ein 
neues Verbot in Bezug auf die 
Herstellung, die Lagerung und den 
Verkehr von Pflanzenschutzmitteln vor, in 
denen Stoffe enthalten sind, die in der 
Europäischen Union nicht zugelassen 
sind.

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 3 c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3c) Lokal verbotene oder nicht 
zugelassene Pestizide werden jedoch nach 
wie vor für die Ausfuhr und Verwendung 
in anderen Teilen der Welt hergestellt. 
Diese Praxis wurde als „Doppelmoral“ 
bezeichnet, da Länder mit hohem 
Einkommen weiterhin die Herstellung 
unerwünschter Stoffe für die Ausfuhr 
zulassen. Allein im Jahr 2018 
exportierten europäische Unternehmen 
mehr als 81 000 Tonnen Pestizide, die 
41 verschiedene, in der EU für den 
landwirtschaftlichen Einsatz verbotene 
gefährliche Chemikalien enthielten.
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Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 3 e (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3e) Im Bericht der Vereinten Nationen 
vom 24. Januar 2017 des 
Sonderberichterstatters über das Recht 
auf Nahrung, der in Zusammenarbeit mit 
dem Sonderberichterstatter über die 
Auswirkungen der umweltgerechten 
Bewirtschaftung und Entsorgung 
gefährlicher Stoffe und Abfälle auf die 
Menschenrechte verfasst wurde, wird 
betont, dass der übermäßige Einsatz von 
Pestiziden für die menschliche 
Gesundheit und die Umwelt sehr 
gefährlich ist und dass die Behauptung, 
sie seien von entscheidender Bedeutung 
für die Sicherstellung der 
Ernährungssicherheit, irreführend ist. In 
diesem Zusammenhang wird darin 
gefordert, dass politische Maßnahmen zur 
weltweiten Verringerung des 
Pestizideinsatzes ergriffen werden und ein 
auf einem menschenrechtsbasierten 
Ansatz beruhender Regelungsrahmen 
entwickelt wird, um hochgefährliche 
Pestizide zu verbieten und schrittweise 
abzuschaffen, und zwar in Verbindung 
mit dem Übergang zur Agrarökologie zur 
Verwirklichung der Ziele für nachhaltige 
Entwicklung.

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4a) In ihrer Chemikalienstrategie für 
Nachhaltigkeit verpflichtete sich die EU 
dazu, die Ausfuhr von im Inland 
verbotenen Stoffen zu verbieten.
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Änderungsantrag 10
Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4a) Diese Verordnung sollte mit dem 
Grundsatz der Politikkohärenz im 
Interesse der Entwicklung im Einklang 
stehen, der in Artikel 208 AEUV 
verankert ist, in dem es heißt, dass die 
Union „bei der Durchführung politischer 
Maßnahmen, die sich auf die 
Entwicklungsländer auswirken können, 
[...] den Zielen der 
Entwicklungszusammenarbeit Rechnung 
[trägt]“. In diesem Sinne müssen die 
Kommission und die Mitgliedstaaten 
sicherstellen, dass Pestizide, die auf dem 
europäischen Markt verboten sind, 
aufgrund ihrer schädlichen 
Auswirkungen auf die Umwelt und die 
öffentliche Gesundheit nicht in 
Drittländer, insbesondere in 
Entwicklungsländer, ausgeführt werden. 
Da es jedoch kein EU-weites Verbot gibt, 
können multinationale Pestizidhersteller 
nationalen Verboten dadurch entgehen, 
dass sie ihren Ausfuhrhandel über 
Niederlassungen in anderen 
Mitgliedstaaten fortsetzen. Dieses Verbot 
muss von Partnerschaften und 
Kooperationsmechanismen flankiert 
werden, zu denen auch 
Unterstützungsmaßnahmen gehören, die 
darauf abzielen, Entwicklungsländer 
insbesondere durch Investitionen in die 
Forschung auf ihrem Übergang zu einer 
agrarökologischen Landwirtschaft zu 
begleiten, damit sie Alternativen zu 
gefährlichen Pestiziden finden sowie um 
die Verwendung chemischer Pestizide und 
der von ihnen ausgehenden Risiken zu 
verringern. Durch diesen Übergang 
würden die Risiken der Verwendung von 
Pestiziden verringert werden und er 
würde außerdem dazu beitragen, die 
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Verschlechterung der Bodenqualität, die 
Dürre und die Wüstenbildung zu 
bekämpfen.

Änderungsantrag 11
Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4b) Pestizide sind in allen 
Entwicklungsländern weitverbreitet, und 
die Nachfrage nach ihnen steigt aufgrund 
der Änderung der Agrarpolitik von der 
traditionellen Lebensmittelerzeugung für 
den lokalen Verbrauch hin zum 
ausfuhrorientierten Anbau. Der Union 
fällt eine wichtige Rolle bei der 
Unterstützung von Ländern mit niedrigem 
und mittlerem Einkommen beim 
Übergang von der intensiven 
Landwirtschaft zu nachhaltigeren, 
agrarökologischen Verfahren zu, indem 
sie technische und finanzielle Hilfe 
bereitstellt, Programme für Forschung 
und Kapazitätsaufbau stärkt, 
insbesondere im Rahmen des Rotterdamer 
Übereinkommens, um die Verwendung 
von Pestiziden und das von ihnen 
ausgehende Risiko zu verringern und 
Alternativen zu gefährlichen Pestiziden zu 
finden, sowie durch die Unterstützung der 
Zusammenarbeit zwischen 
Entwicklungsländern zur Stärkung der 
Regulierung von Pestizidrisiken.

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4 d (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4d) Dem Rechtsgutachten des 
Zentrums für internationales 
Umweltrecht (CIEL) zufolge 
beeinträchtigt das Versäumnis der 
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europäischen Staaten, die Ausfuhr 
verbotener oder nicht zugelassener 
Pestizide zu verbieten, das Recht auf 
Gesundheit in den Einfuhrstaaten und 
stellt daher einen Verstoß der 
europäischen Staaten gegen ihre 
internationalen 
Menschenrechtsverpflichtungen dar. 
Daher sind die Union und ihre 
Mitgliedstaaten rechtlich verpflichtet, alle 
Ausfuhren dieser gefährlichen 
chemischen Wirkstoffe und Pestizide 
vollständig und unverzüglich zu verbieten 
und diesem illegalen und gefährlichen 
Handel im Einklang mit der 
Chemikalienstrategie der Kommission für 
Nachhaltigkeit ein Ende zu setzen.

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Im Abschlussbericht der Konferenz 
zur Zukunft Europas, der am 9. Mai 2022 
veröffentlicht wurde, fordern die 
Bürgerinnen und Bürger die Union in 
Bezug auf die Vorschläge zu 
Landwirtschaft, Lebensmittelproduktion, 
biologischer Vielfalt und Ökosystemen 
sowie Umweltverschmutzung insbesondere 
auf, die Verwendung chemischer Pestizide 
und Düngemittel im Einklang mit den 
bestehenden Zielen bei gleichzeitiger 
Sicherstellung der Ernährungssicherheit 
und Unterstützung der Forschung zur 
Entwicklung nachhaltigerer und 
naturbasierter Alternativen erheblich zu 
verringern. Sie verlangen mehr Forschung 
und Innovationen, auch in Bezug auf 
technologische Lösungen für nachhaltige 
Produktion, Pflanzenresistenz und 
Präzisionslandwirtschaft, und mehr 
Kommunikation, Beratungssysteme und 
Schulungen für und von Landwirten, und 
sie fordern die Union zum Schutz von 

(9) Im Abschlussbericht der Konferenz 
zur Zukunft Europas, der am 9. Mai 2022 
veröffentlicht wurde, fordern die 
Bürgerinnen und Bürger die Union in 
Bezug auf die Vorschläge zu 
Landwirtschaft, Lebensmittelproduktion, 
biologischer Vielfalt und Ökosystemen 
sowie Umweltverschmutzung insbesondere 
auf, die Verwendung chemischer Pestizide 
und Düngemittel im Einklang mit den 
bestehenden Zielen bei gleichzeitiger 
Sicherstellung der Ernährungssicherheit 
und Unterstützung der Forschung zur 
Entwicklung nachhaltigerer und 
naturbasierter Alternativen erheblich zu 
verringern. Sie verlangen mehr Forschung 
und Innovationen, auch in Bezug auf 
technologische Lösungen für nachhaltige 
Produktion, Pflanzenresistenz und 
Präzisionslandwirtschaft, und mehr 
Kommunikation, Beratungssysteme und 
Schulungen für und von Landwirten, und 
sie fordern die Union zum Schutz von 
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Insekten, insbesondere einheimischen und 
bestäubenden Insekten, auf.55

Insekten, insbesondere einheimischen und 
bestäubenden Insekten, auf. Die 
Bürgerinnen und Bürger fordern auch, 
dass Wasserquellen geschützt werden und 
dass etwas unternommen wird, um die 
Verschmutzung von Flüssen und 
Ozeanen zu bekämpfen55.

_________________ _________________
55 Konferenz zur Zukunft Europas – 
Bericht über das endgültige Ergebnis, Mai 
2022, Vorschläge 1 und 2, S. 43-44.

55 Konferenz zur Zukunft Europas – 
Bericht über das endgültige Ergebnis, Mai 
2022, Vorschläge 1 und 2, S. 43-44.

Änderungsantrag 14
Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11a) Zu den Beziehungen zwischen der 
Europäischen Union und den 
Entwicklungsländern gehören – vor allem 
in Afrika – Partnerschaften zur 
Umsetzung des ökologischen Wandels. 
Wie aus der Biodiversitätsstrategie der EU 
für 2030 hervorgeht, ist der Schutz der 
Biodiversität ein unverzichtbarer 
Bestandteil des Kampfes gegen die 
Umweltzerstörung, die Zersplitterung von 
Lebensräumen und den Verlust an 
natürlichen Lebensräumen und folglich 
auch der Prävention von 
Umweltgefahren, die unter anderem zu 
Gesundheitsbedrohungen wie Zoonosen 
beitragen. Zum Konzept „Eine 
Gesundheit“, durch das die Ziele der 
Agenda 2030 der Vereinten Nationen für 
nachhaltige Entwicklung und die Ziele 
für nachhaltige Entwicklung (SDG) 
unterstützt werden, gehört auch der 
Zusammenhang zwischen biologischer 
Vielfalt und Gesundheit. Darüber hinaus 
stellen Pestizide, die bei Messungen 
häufig in Konzentrationen vorliegen, die 
über den rechtlichen oder 
Umweltschutznormen liegen, eine diffuse 
Quelle der Verschmutzung dar, durch die 
Gewässer verunreinigt werden und die 
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negative Auswirkungen auf 
Wasserorganismen und Meeres- und 
Küstenökosysteme haben. Da die 
Verschmutzung von 
Oberflächengewässern und des 
Grundwassers und die Erschöpfung der 
Wasserressourcen im Allgemeinen den 
internationalen Partnern der Union große 
Sorge bereitet, sollte die Union den 
Auswirkungen von Pestiziden auf die 
aquatische Umwelt in 
Entwicklungsländern besondere 
Aufmerksamkeit widmen, wie dies im Ziel 
für nachhaltige Entwicklung Nr. 6 
„Verfügbarkeit und nachhaltige 
Bewirtschaftung von Wasser und 
Sanitärversorgung für alle gewährleisten“ 
vorgesehen ist.
Während chemische Pestizide 
schwerwiegende Auswirkungen auf die 
biologische Vielfalt, die Lebensräume, 
Ökosysteme und die Lebensmittelketten 
und damit auf die öffentliche Gesundheit 
haben, stellen biologische 
Bekämpfungsmittel eine wirksame 
Alternative ohne schädliche 
Auswirkungen dar. Daher ist es angezeigt, 
Partnerländer bei Innovationen im 
Bereich des integrierten Pflanzenschutzes 
sowie bei der Sicherstellung der 
Verfügbarkeit, Zugänglichkeit und 
Erschwinglichkeit von integrierten 
Pflanzenschutzlösungen zu unterstützen, 
mit einem besonderen Schwerpunkt auf 
Kleinbauern. Die Kommission und die 
Mitgliedstaaten sollten 
Forschungsprogramme unterstützen, die 
auf Innovationen im Bereich des 
integrierten Pflanzenschutzes abzielen 
und technische und finanzielle 
Unterstützung für die Umsetzung 
integrierter Pflanzenschutzmethoden in 
Entwicklungsländern bereitstellen.

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
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Erwägung 49 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(49a) Das Europäische Parlament 
erkennt an, dass die Verringerung der 
Risiken und des Einsatzes von 
Pflanzenschutzmitteln in der EU durch 
die neuen Regelungen, um gesündere und 
umweltverträglichere Gesundheitssysteme 
in Übereinstimmung mit dem 
europäischen Grünen Deal zu schaffen, 
ein wichtiges Ziel ist. Das Parlament weist 
auch darauf hin, dass insbesondere 
Entwicklungsländer von diesem Trend 
profitieren könnten, da 
Pflanzenschutzmittel meist teuer und oft 
schwer erhältlich und in einigen Fällen 
für Menschen, Tiere und die Umwelt 
gefährlich sind.

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Mit dieser Verordnung wird die 
nachhaltige Verwendung von 
Pflanzenschutzmitteln geregelt, indem 
Bestimmungen über die Festsetzung der 
Reduktionsziele für Verwendung und 
Risiko chemischer Pflanzenschutzmittel 
und über deren Erreichung bis 2030, 
Anforderungen sowohl an Verwendung, 
Lagerung, Verkauf und Entsorgung von 
Pflanzenschutzmitteln als auch an 
Anwendungsgeräte sowie Bestimmungen 
über Schulung und Sensibilisierung und die 
Umsetzung des integrierten 
Pflanzenschutzes festgelegt werden.

Mit dieser Verordnung wird die 
nachhaltige Verwendung von 
Pflanzenschutzmitteln mit dem Ziel 
geregelt, die Risiken und Auswirkungen 
der Verwendung von Pestiziden auf die 
menschliche Gesundheit und die Umwelt 
zu verringern und den Einsatz 
integrierten Pflanzenschutzes sowie 
alternative Ansätze oder Techniken, wie 
nichtchemische Alternativen zu 
Pestiziden, zu fördern, indem 
Bestimmungen über die Festsetzung der 
Reduktionsziele für Verwendung und 
Risiko chemischer Pflanzenschutzmittel 
und über deren Erreichung bis 2030, 
Anforderungen sowohl an Verwendung, 
Lagerung, Verkauf und Entsorgung von 
Pflanzenschutzmitteln als auch an 
Anwendungsgeräte sowie Bestimmungen 
über Schulung und Sensibilisierung und die 
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Umsetzung des integrierten 
Pflanzenschutzes festgelegt werden.

Änderungsantrag 17
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2a) Die Kommission unterstützt die 
Umsetzung des integrierten 
Pflanzenschutzes in 
Entwicklungsländern, insbesondere durch 
technische und finanzielle Hilfe und 
stärkt die Forschung in den Bereichen 
Agrarökologie, ökologischer Landbau 
und integrierter Pflanzenschutz als 
Alternative zu gefährlichen Pestiziden, 
insbesondere im Hinblick auf den Schutz 
der biologischen Vielfalt und der 
menschlichen Gesundheit und zur 
Umsetzung des Konzepts „Eine 
Gesundheit“.

Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 19 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Bis zum [Amt für 
Veröffentlichungen: Bitte das Datum des 
Geltungsbeginns dieser Verordnung 
einfügen] haben die Mitgliedstaaten 
geeignete Maßnahmen eingeführt, um eine 
Verschlechterung des Zustands der 
Oberflächengewässer und des 
Grundwassers sowie der Küsten- und 
Meeresgewässer zu vermeiden und die 
Erreichung eines guten Zustands der 
Oberflächengewässer und des 
Grundwassers zu ermöglichen, um die 
aquatische Umwelt und die 
Trinkwasserreserven vor den 
Auswirkungen von Pflanzenschutzmitteln 
zu schützen und so zumindest die in den 

(3) Bis zum [Amt für 
Veröffentlichungen: Bitte das Datum des 
Geltungsbeginns dieser Verordnung 
einfügen] führen die Mitgliedstaaten 
geeignete Maßnahmen ein, um die 
umfangreichen Schäden, die verdünnte 
Pestizide in aquatischen Ökosystemen 
verursachen, zu begrenzen, um die sich 
beschleunigende Verschlechterung des 
Zustands der Oberflächengewässer und des 
Grundwassers sowie der Küsten- und 
Meeresgewässer aufzuhalten und die 
Erreichung eines guten Zustands der 
Oberflächengewässer und des 
Grundwassers zu ermöglichen, um die 
aquatische Umwelt und die 
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Richtlinien 2000/60/EG, 2006/118/EG, 
2008/105/EG, 2008/56/EG und (EU) 
2020/2184 festgelegten Ziele zu erreichen.

Trinkwasserreserven vor den 
Auswirkungen von Pflanzenschutzmitteln 
zu schützen und so zumindest die in den 
Richtlinien 2000/60/EG, 2006/118/EG, 
2008/105/EG, 2008/56/EG und (EU) 
2020/2184 festgelegten Ziele zu erreichen.

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Verordnung
Kapitel VI a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Handel und Zusammenarbeit mit 
Drittländern
Artikel 1 – Einfuhr von 
Agrarerzeugnissen und 
Agrarlebensmitteln aus Drittländern
(1) Die Einfuhr von 
Agrarerzeugnissen und 
Agrarlebensmitteln aus Drittländern ist 
verboten, wenn sie mit Stoffen behandelt 
oder hergestellt wurden, die nicht den 
Genehmigungskriterien gemäß Anhang II 
Nummern 3.6.2 bis 3.6.5, 3.7 und 3.8.2 
der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
über das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln entsprechen.
(2) Die Herstellung, Lagerung und 
Ausfuhr aus der Europäischen Union von 
verbotenen Wirkstoffen und 
Pflanzenschutzmitteln, die nicht durch die 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 21. Oktober 2009 über das 
Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln genehmigt wurden 
oder die den Identifizierungs- und 
Rückverfolgbarkeitsanforderungen dieser 
Verordnung nicht entsprechen, ist 
verboten.
Artikel 2 – Internationale 
Zusammenarbeit bei der Information 
über die Verwendung von 
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Pflanzenschutzmitteln
(1) Die Kommission leitet einen 
Dialog mit Drittländern zur Einrichtung 
von Partnerschaften und 
Kooperationsmechanismen ein, um die 
Erhebung und Transparenz von Daten 
über die Verwendung von 
Pflanzenschutzmitteln in Drittländern zu 
verbessern und den 
Informationsaustausch zwischen diesen 
Ländern einerseits und der Kommission 
und den Mitgliedstaaten andererseits zu 
ermöglichen.
(2) Diese Partnerschaften und 
Kooperationsmechanismen können 
strukturierte Dialoge, Förderprogramme 
und -maßnahmen sowie 
Verwaltungsverfahren umfassen. Sie 
sollen die Verringerung des Einsatzes von 
Pflanzenschutzmitteln in Drittländern 
und den Übergang zu nichtchemischen 
Alternativen zu Pestiziden und zu 
Verfahren des integrierten 
Pflanzenschutzes fördern.
(3) Die Kommission fordert 
Drittländer auf, öffentliche Datenbanken 
einzurichten, die genaue Informationen 
über die Verwendung von 
Pflanzenschutzmitteln enthalten.
(4) Die Kommission fordert 
Drittländer auf, von Herstellern, 
Lieferanten, Händlern, Einführern und 
Ausführern zu verlangen, dass sie 
mindestens fünf Jahre lang Register über 
die von ihnen hergestellten, eingeführten, 
ausgeführten, gelagerten oder in Verkehr 
gebrachten Pflanzenschutzmittel führen. 
Darüber hinaus werden Drittländer 
aufgefordert, von beruflichen 
Verwendern von Pflanzenschutzmitteln zu 
verlangen, dass sie mindestens drei Jahre 
lang Aufzeichnungen über jede 
Verwendung von Pflanzenschutzmitteln, 
die den Namen und die verwendete 
Menge des Pflanzenschutzmittels, den 
Zeitpunkt sowie die behandelte Fläche 
und Kultur enthalten, führen. Die in 
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diesen Registern enthaltenen 
Informationen stehen den zuständigen 
Behörden von Drittländern sowie 
interessierten Dritten wie der 
Trinkwasserindustrie, Einzelhändlern 
oder Anwohnern auf Anfrage zur 
Verfügung.

Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 27 – Absatz 4 (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Die Kommission unterstützt die 
Entwicklungsländer beim Zugang zu 
aktuellen Informationen über die mit der 
Verwendung von Pflanzenschutzmitteln 
verbundenen Risiken über die in Absatz 2 
genannte/n Website/s.

Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 39 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 39a
Die Kommission unterstützt die 
Entwicklungsländer bei der Einführung 
eines wirksamen Verfahrens zur 
Neubewertung der Registrierung von 
Pestiziden im Einklang mit aktuellen 
guten Regulierungspraktiken und dem 
Verhaltenskodex der FAO/WHO. 
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